
--18. Beiblatt. IWiblatJj ?,lur ?arl3J!lPAtskorrespondf,lßz, 

240/ J A n f r' ng e 

der Abgeorc}neten S t 0. m p 1 e 1', B f ö 1 1 e r, Paula Wal 1 i s c h 

und Genossen, 

an den Bundesministdr für Verkehr, 
, " 

betre:ffend>Unzukömmlichkei~en iin EinZ:lhlungsverkehrbei'der i'ost ... und, 

Tel~graphendirektion im Zuge des Inkrafttretens des Währungsschutzgesetzes. 

-..... 

,', Zur Zeit de'sInkrafttretens des Währungsschutzgeeetzes wurden 

bekf\.nntlich vom 10. bis 16.Dezember 1947 kein& (}'elderzur Einz.l.hlul'ß an;: 

genommep.. Es wurden :J.ber auch Gelder, w'91che bereits am 5.Dezember 1941ein~ 

gezahlt war~ \Ton der Postverwaltung an den Empfänger nur mehr ZU einem 

Dri ttel I'l.u'sbezahlt. Die unterzeichneten Abgeordneten: sind der Allsioht, daß 

die Schuld al! diesen Unzukömmlichkeiten ooi der Poetvarwal tung liegt. Zum 

Be"tspiel hJb en ein Heir Koblinger aus Liezen und Herr ertner, ebenfalls 

aus Liezen, e.m5.:Dezember 1947 Gelder ?.n die Stewasg,Graz ,übel\ltiesen,~ EIs 

wurde aber nu'r ei n Drittel dieser Beträge J.n die Stew.egduroh die Post: 

verwaltung unter Berufung aufd'ls Währungssohutzgeseh überwiesen. 

Die unterzeichneten ~geordneten richten d~her an den Herrn Bun= 

desmin1ster für Verkehr die 

A n f : a· g e 

16) Ist der Herr Bunaesminister bereit, eine Untersuchungeinzuleit~,n, 

um j1e sohuldigen Org"me feststelle n zu können? 

2.) Ist der Herr BundesministDr bereit anzuordnen, dass der Schaden, 

der den Interessenten erwachsen ist, durch die Postverwaltung getragen 

wird3 

......... 
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